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A N F R A G E von Hans-Peter Amrein (SVP, Küsnacht) und Elisabeth Pflugshaupt 

(SVP, Gossau) 
 
betreffend Lebenslängliche Verwirrung 
________________________________________________________________________ 
 
Ein kantonaler Amtsstellenleiter und zwei seiner Kadermitarbeiter haben in einem Gast-
kommentar in der NZZ vom 20.3.2018, unterzeichnet mit ihrem Namen und ihrer beruflichen 
Stellung, unter dem Titel «Lebenslängliche Verwirrung» festgestellt, die Kombination von 
lebenslänglicher Freiheitsstrafe und Verwahrung sei Nonsens und ein toter Buchstabe im 
Gesetz, bringe ausser Verwirrung nichts und solle wieder aus dem Gesetz entfernt werden. 
In diesem Zusammenhang kritisierten die drei Staatsangestellten direkt das Bezirksgericht 
Lenzburg und dessen Urteil im Falle des Rupperswiler Mörders. Zitat: «Kombination von 
lebenslänglicher Freiheitsstrafe und Verwahrung ist juristischer Nonsens. Toter Buchstabe 
im Gesetz bringt ausser Verwirrung nichts und sollte wieder entfernt werden…Wegen dieser 
Zirkellogik wird der Rupperswiler Täter nie von der Freiheitsstrafe in die Verwahrung 
wechseln». Ende Zitat. 
 
Mit ihren Aussagen «ritzen» die drei leitenden Angestellten aus dem Zürcher Amt für 
Justizvollzug an der Gewaltentrennung. Der Artikel kann auch so verstanden werden, das 
geltende Gesetz nicht zu vollziehen. 
 
In diesem Zusammenhang bitten wir den Regierungsrat um die Beantwortung folgender 
Fragen: 
 
1.  Gibt es im Kanton Zürich Richtlinien betreffend (politische) Äusserungen in Presse und 

Öffentlichkeit seitens kantonaler Mitarbeiter in offizieller Funktion und nicht als 
Privatperson? 

 
2.  Falls die Mitarbeiter nicht in offizieller Mission handelten: Wird untersucht, ob sie ihre 

Treuepflicht verletzt haben, und wenn ja, werden sie disziplinarisch zur Verantwortung 
gezogen? 

 
3.  Hat die Justizdirektorin des Kantons Zürich, Jacqueline Fehr, ihr Plazet zum obigen 

Artikel gegeben und wenn ja, warum? 
 
4.  Teilt der Regierungsrat die Meinung der drei Staatsangestellten und wird er dazu eine 

entsprechende Standesinitiative ausarbeiten und dem Kantonsrat Einreichung in Bern 
beantragen?  

 
 Hans-Peter Amrein 
 Elisabeth Pflugshaupt 
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